MBJS, Referat 13 		Stand: 24.08.2020
Lesehilfe und FAQ-Liste zur Förderrichtlinie Ausstattung mobile Endgeräte

I. Überblick wichtige Fakten

Antragsfrist: 4. September 2020 (Ausschlussfrist!)

Vorzeitiger Maßnahmebeginn: 18. März 2020

Meldung Anzahl der Lernmittelbefreite: Die Stichtagsregelung bezieht sich auf das Schuljahr 19/20. Es ist die Anzahl der Lernmittelbefreiten, die bis zum 1. Juni 2020 bekannt sind, dieses Schuljahres anzugeben.

Förderverfahren: über ZENOS

Zuwendungsbescheid vom MBJS: bis spätestens 25. September 2020

Mittelabruf: Auszahlung erfolgt automatisch nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist des Zuwendungsbescheides. Eine frühere Auszahlung an Schulträger ist bei Einreichung einer Rechtsbehelfsverzichtserklärung möglich.

Meldung der Mittelbindung an das MBJS: Sobald die Mittelbindung durch den Schulträger erfolgte (Abschluss eines Lieferungs- und Leistungsvertrages) muss der Schulträger dies dem MBJS melden; spätestens jedoch bis zum 15. Dezember 2020

Rückzahlung nicht verbrauchter/gebundener Mittel an das MBJS: bis spätestens 15. Dezember 2020

Verwendungsnachweis: spätestens 6 Monate nach dem Durchführungszeitraum


II. ZENSOS
ZENSOS ist das zentrale Instrument für verschiedene Ebenen im Schulbereich (Schule - Staatliche Schulämter - LISUM - MBJS) und unterstützt sowohl bei Erfüllung von Lieferpflichten (Schuldatenerhebungen) als auch in einigen zentralen Bereichen die Wahrnehmung von Aufgaben der unteren und oberen Schulaufsicht. Zudem werden über ZENSOS die Daten für statische Auswertungen erfasst und zur Verfügung gestellt. Bisher stand dieses Instrument den Schulträgern nicht zur Verfügung.

Die Einrichtung eines Schulträgerzugangs für ZENSOS bietet den Schulträgern verschiedene Vorteile. Die Abwicklung des Zuwendungsverfahrens für die Ausstattung mit mobilen Endgeräten über ZENSOS stellt das erste Fachverfahren dieser Art dar. Es ist denkbar, dass weitere Funktionen/Aufgaben/Verfahren in ZENSOS für die Schulträger etabliert werden. Vor diesem Hintergrund wird eindringlich empfohlen, sich bei ZENSOS zu registrieren. Dazu wurde allen Schulträgern bereits Zugang übermittelt.




III. Lesehilfe

	Richtlinie
	Erläuterung

	Nr. 1.1 – Grundlagen der Förderung
	Im Zuge der weltweiten COVID-19 Pandemie hat der Bund – in Ergänzung des DigitalPakts Schule – ein zusätzliches Ausstattungsprogramm in Höhe von 500 Millionen Euro beschlossen, um die Schulen beim digitalen Unterricht zu unterstützen. Dabei geht es insbesondere um die Anschaffung mobiler Endgeräte für Schülerinnen und Schüler mit besonderem Bedarf, die meist aus sozialen Gründen zu Hause nicht über ein solches Gerät verfügen. Die Geräte sollen von den Schulträgern beschafft und – zum Ausgleich sozialer Ungleichgewichte – an diese Schülerinnen und Schüler von den Schulen bzw. Schulträgern ausgeliehen werden. Brandenburg stehen dafür insgesamt 16,8 Millionen Euro zur Verfügung. Die Umsetzung dieser Zusatzvereinbarung für das Land Brandenburg erfolgt durch eine Förderrichtlinie.


	Nr. 1.2 -  Zweck der Förderung
	Im Zuwendungsbescheid wird der Zuwendungszweck konkret geregelt. 

Dieser wird beinhalten, dass die Geräte im Wege der Ausleihe Schülerinnen und Schülern zur Verfügung zu stellen sind, die in ihrer häuslichen Situation nicht auf bestehende technische Geräte zurückgreifen können.


	Nr. 2 - Fördergegenstände
	Gefördert werden ausschließlich mobile Endgeräte, d.h. vor allem Laptops, Notebooks oder Tablets. Zubehör ist dann förderfähig, wenn dieses einer nachhaltigen Vorhaltung und Nutzung der Geräte dient, also z. B. Koffer zum Laden und Aufbewahren der Geräte, Taschen, Schutzhüllen, Eingabegeräte, Headsets und zusätzliche Netzteile.

Förderfähig sind max. 850 EUR je Endgerät inklusive Zubehörkosten (netto). 

Investive Begleitmaßnahmen werden dann gefördert, wenn diese einem geeigneten und sicheren Betrieb der Geräte dienen. Dazu zählen insbesondere auch der Erwerb von Lizenzen zum Betrieb, zur Nutzung und zum Management der Geräte erforderliche Software einschließlich ihrer Installation (z. B. Betriebssysteme, MDM-Lizenzen und Officepakete, bzw. Apps). Alle Käufe müssen investiver Natur sein, Leasinggeräte oder zeitlich befristete Lizenzen sind im Rahmen des Sofortausstattungsprogramms nicht förderfähig.

	Nr. 4 – Zuwendungsvoraussetzungen
	Der vorzeitige Maßnahmebeginn ab dem 18. März 2020 ist grundsätzlich genehmigt. Das bedeutet, dass für alle ab dem 18. März 2020 beschafften Endgeräte, eine Förderung aus dieser Richtlinie beansprucht werden kann.

	Nr. 5 -  Mittelverteilung
	Die öffentlichen und freien Schulträger melden via ZENSOS in einem Antragsverfahren die Anzahl der Schülerinnen und Schüler melden, welche gemäß § 111 (Lernmittelfreiheit) Brandenburgisches Schulgesetz (BbgSchulG) i. V. m. § 12 Lernmittelverordnung zum 1. Juni 2020 von der Zuzahlung des Eigenanteils befreit waren.[footnoteRef:1] Die gemeldete Zahl von Schülerinnen und Schüler bildet in der Folge den Verteilungsmodus der Gesamtmittel auf die beantragenden Schulträger.  [1:  Schülerinnen und Schüler sind vom Eigenanteil nach der Lernmittelverordnung befreit, wenn Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem dritten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch oder Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach Kapitel 3 Abschnitt 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch bezogen werden.] 


Die Stichtagsregelung bezieht sich auf das Schuljahr 19/20. Die Anzahl der Lernmittelbefreiten dieses Schuljahres sind anzugeben.

	Nr. 6 -  Antragsverfahren
	Die bereits bei dem ersten Verfahrensschritt über ZENSOS abgefragten Daten werden zur automatischen Befüllung des nun verbindlichen Antragsformulars für eine Förderung genutzt.
Änderungen der Angaben im Förderantrag sind zu diesem Zeitpunkt jedoch weiterhin möglich. Das ausgefüllte Formular ist ausgedruckt und unterschrieben an das MBJS zu senden.

Nach Eingang aller Förderanträge wird entsprechend der gemeldeten Schülerzahl je Antragsteller die zur Verfügung stehende Zuwendungssumme durch das MBJS ermittelt und per Zuwendungsbescheid an die Schulträger versendet. Die konkreten Bestimmungen ergeben sich aus dem Bescheid und den weiteren Bestimmungen dieser Förderrichtlinie.

	Nr. 6 – Durchführung und Mitteilung
	Eine Auszahlung an die Schulträger erfolgt nach Ablauf der Rechtsbehelfsfrist automatisch (über das angegebene Konto).

Eine frühere Auszahlung ist bei Abgabe einer Rechtsbehelfsfverzichtserklärung möglich.

Sobald die Mittelbindung durch den Schulträger erfolgte (durch Abschluss eines Lieferungs- und Leistungsvertrages) muss der Schulträger dies dem MBJS melden; spätestens jedoch bis zum 15. Dezember 2020. Diese Regelung basiert auf Vorgaben des Bundes um die Mittel ggü. dem Bund abzurechnen sowie dem Bund Bericht zu erstatten.

	Nr. 6 – Verwendungsnachweis
	Für den Verwendungsnachweis wird ein verbindliches Formular durch das MBJS vorgegeben. Dort werden Inhalte abgefragt werden, die auch dazu dienen, den Berichtspflichten gegenüber dem Bund nachzukommen.

Auch hier ist es vorgesehen, diesen Teil des Verfahrens über ZENSOS abzuwickeln.

	Nr. 7 – sonstige Zuwendungsbestimmungen
	Bei der Zuwendungssumme handelt es sich um ein Schulträgerbudget. Trotz möglicher Meldung von Lernmittelbefreiten verschiedener Schulen sind die Mittel nicht eins zu eins auf diese Schule zu spiegeln. Vielmehr ist der Schulträger frei in seiner Entscheidung, wie viele und welche Endgeräte er beschafft sowie über die Verteilung dieser Endgeräte.

	Nr. 8 – Ausleihe der Endgeräte
	Eine Regelung bzgl. der Befugnisse für die Ausleihe zu treffen ist Aufgabe der Schulträger. Zum Ausleihsystem wird es eine Handreichung des MBJS mit Empfehlungen geben.

Die Richtlinie beinhaltet als Soll-Bestimmung, welche als Empfehlung zu verstehen ist, dass die Schulleitung in Abstimmung mit dem Schulträger über die Ausleihe entscheidet. Davon kann auch abgewichen werden.



IV. FAQ

	Frage
	Antwort

	An der Schule wären viel mehr Schülerinnen und Schüler, die Anspruch auf Befreiung vom Eigenanteil bei den Lernmitteln hätten, die sich jedoch aus verschiedenen Gründen nicht befreien lassen.
	Das MBJS ist sich dieser Problematik bewusst. Die Verteilung der Fördermittel musste jedoch anhand eines nachvollziehbaren (Dokumentation) Faktors erfolgen.


	Müssen die beschafften Geräte an diejenigen Schülerinnen und Schüler verliehen werden, die Grundlage für die Meldung der Lernmittelbefreiten waren?

	Die Befreiung von der Zuzahlung des Eigenanteils definiert nicht die individuelle Anspruchsberechtigung der einzelnen Schülerin oder des einzelnen Schülers in der Schule in Bezug auf die mobilen Endgeräte. Diese wird durch die Schulleitung individuell ermittelt, wobei auch andere abweichende Kriterien herangezogenen werden können. Dazu wird das MBJS eine Handreichung an die Schulträger herausgeben.

	Bei den Schulträgern verursachen die Endgeräte Anschub- und Folgekosten.
	Das MBJS ist sich dieser Problematik bewusst. Leider sind derartige Kosten aus dieser Förderrichtlinie nicht förderfähig.

	Bei Schulen in freier Trägerschaft findet die LernmittelVO keine Awendung.



	Schulen in freier Trägerschaft müssen daher die Kriterien der Lernmittelfreiheit für die Meldung heranziehen. Diese sind
· Asylbewerberleistungsgesetz,
· Hilfe zum Lebensunterhalt,
· Arbeitslosengeld II/Sozialgeld.

	Es werden mehr Endgeräte benötigt, als der Schulträger Zuwendungen durch die Meldung der Anzahl Lernmittelbefreiten erhält

	Die Möglichkeit der Diskrepanz zwischen Lernmittelbefreiten und beschafften Geräten besteht. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass die beschriebenen Familien Endgeräte als Leihgeräte erhalten. Die Entscheidung darüber obliegt den Akteuren vor Ort, da diese am ehesten den Bedarf und die Dringlichkeit einschätzen können.
Ferner besteht für den Schulträger die Möglichkeit, weitere Geräte zu beschaffen.

	Müssen Nachweise über die Befreiung vom Eigenanteil bei den Lernmitteln eingereicht werden?
	Nein. Jedoch müssen die Schulträger in geeigneter Form für sich die Anzahl der Lernmittelbefreiten nachweisbar dokumentieren.

	Eine konkrete Abrechnung der verbrauchten Mittel bis zum 15. Dezember 2020 scheint mit Blick auf Ausschreibungs- und Lieferfristen nicht realistisch.
	Es handelt sich nicht um eine Abrechnung der verbrauchten Mittel, sondern um eine Mitteilung an das Land, da dieses Informationspflichten ggü. dem Bund nachkommen muss.

Diese Regelung nimmt Bezug auf die Vorgabe aus der Zusatzvereinbarung bis zum 31.12.2020 nicht verbrauchte Mittel an den Bund zurückzuzahlen

Die Bindung der Mittel ist ausreichend (Abschluss eines Lieferungs- und Leistungsvertrages), dass keine Rückzahlung erfolgen muss.

Deshalb sind die Schulträger verpflichtet, bis 15.12.2020 mitzuteilen, ob eine Bindung der Mittel erfolgte.

	Dürfen die Endgeräte auch an Lehrkräfte verliehen werden?
	[bookmark: _GoBack]Lehrkräfte dürfen mithilfe dieses Förderprogramms nicht mit Endgeräten ausgestattet werden (entspricht nicht dem Förderzweck).

	Wie soll die Ausleihe organisiert werden?

	Eine Regelung bzgl. der Befugnisse für die Ausleihe zu treffen ist Aufgabe der Schulträger. Zum Ausleihsystem wird es eine Handreichung des MBJS mit Empfehlungen geben.

Die Richtlinie beinhaltet als Soll-Bestimmung, welche als Empfehlung zu verstehen ist, dass die Schulleitung in Abstimmung mit dem Schulträger über die Ausleihe entscheidet. Davon kann auch abgewichen werden.

	Die Anzahl der Lernmittelbefreiten hat sich im Schuljahr 20/21 – auch aufgrund der Coronapandemie – erheblich gegenüber dem Schuljahr 19/20 geändert.
	Diese Kritik ist nachvollziehbar. In Anbetracht der Zeitschiene kann diesbezüglich jedoch keine Änderung vorgenommen werden. 

Es sei zudem angemerkt, dass eine wahrscheinliche Erhöhung der Anzahl der Lernmittelbefreiten durch die Einbeziehung möglicher Corona-bedingter neuer Fälle der Lernmittelbefreiung nicht zu einer Erhöhung des Fördervolumens führt. Es ist eher wahrscheinlich, dass die Zuwendungssumme pro Schulträger gesunken wäre.

	Verlust des Gerätes/ Haftungfragen
	Hierzu ist eine Meldung an das MBJS erforderlich, da der Zuwendungszweck nicht mehr erfüllt werden kann (wenn Verlust innerhalb des Zweckbindungszeitraumes).

Es gelten die allgemeinen Haftungsregelungen. Entsprechende Regelungen können auch im Leihvertrag verankert werden. Zum Ausleihsystem wird es eine Handreichung des MBJS mit Empfehlungen geben.




